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27. Oktober 2006 

Weiterentwicklung des Regionalen lntegrationskonzeptes (RIK) Göttingen 
- lntegration von Behinderten an Schulen in Stadt und Landkreis, insbesondere 
auch an Gymnasien und Realschulen 

Der Rat möge beschließen: 

Die Verwaltung wird beauftragt, 

1. in Abstimmung mit dem Landkreis Göttingen zusammen mit der Landesschulbehör- 
de darauf hinzuwirken, dass alle Grundschulen in Stadt bzw. dem Landkreis Göt- 
tingen an1 Regionalen lntegrationskonzept (RIK) Göttingen teilnehmen. Eine 
,,Pool-Lösung" ist dabei zu berücksichtigen (s. U. Begründung und Anlage). 

ein terminiertes Konzept zu erarbeiten, 
--- so dass die Integration der Kinder mit Behinderung (Förderbedarf ,Lernen1, ,Spra- 
che',und ,emotional-soziale Entwickluiig') an Grundschulen räumlich und sächlich 
sichergestellt und möglicli wird. 
--- so dass durch zu entwickelnde räumliche und sächliche Bedingungen an allen 
weiterführenden Schulen mittelfristig behinderte Kinder z.B. in sog. Integrations- 
Klassen aufgenommen werden und gemeinsam mit nicht behinderten Kindern am 
Unterricht teilnehmen können; 
--- dass auch an den Göttinger Gesamtschulen in iedem Jat-ir~anc] der Klassen 5-10 
Integrationsklassen, ggf. auch ausgelagerte Förderklassen (durch Kooperation) ein- 
gerichtet werden können. 

3. mit den Schulen und den Elternvertretungen (u.a. auch den Interessenvertretungen 
der Betroffenen) bei der Landesregierung darauf hinzuwirken, dass die zur Integrati- 
on nötigen personellen Fach-Ressourcen bereitgestellt werden. 



4. die personelle Ausstattung für die Vervollständigung des Regionalen Integrations- 
konzeptes Göttingen beim Kultusministerium zu beantragen. 

5. im öffentlichen SchuIausschuss und Bauausschuss mindestens vierteljährlich ü- 
ber den Stand der obigen Aufgaben zu berichten. 

6. über das Angebot von gemeinsamem Unterricht behinderter und nicht behinderter 
Kinder in der Broschüre „Schulbildung in Göttingen" zu informieren. 

Begründung: 

Mit der Einfügung des § 4 in das Schulgesetz 1993 hat der niedersächsische Gesetz- 
geber den Vorrang der integrativen Erziehi-ing und der integrativen Unterriclituiig voii 
Schülerinnen und Schülern gegenüber dem Besuch von Förderschulen begründet (Re- 
gel-Ausnahme-Verhältnis). l hre besondere Bedeutung erfährt die integrative Zielset- 
z u ~ g  des Niedersächsischen Schulgesetzes im Zusammenhang mit dem Diskriminie- 
rungsverbot, das 1994 in das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland aufge- 
nommen wurde (Artikel 3, Absatz 3, Satz 2). 
Durch pädagogisch-wissenscha1:tliche Untersuchungen sind die Vorteile des gemein- 
samen Unterrichtes behinderter und nicht behinderter Kinder belegt. Diese hat der Ge- 
setzgeber bei Einführung des § 4 NSchG berücksichtigt. 
Die Göttinger Erfahrungen mit dem gemeinsamen Unterricht bel-rinderter und nicht be- 
hinderter Kinder, insbesondere im Grundschulbereich und in den Gesamtschulen, siiid 
als ausgesprochen positiv anzusehen. 

Sonderpädaqoqische Grundversorgunq - für die Integration von Schülerinnen und 
Sch~ilern mit den Förderschwerpunkt ,Lernen1, ,Sprache',und ,emotional-soziale Ent- 
wicklung' (betrifft Ca. 80% der Schülerinnen und Schüler mit einem sonderpädagogi- 
schen Förderbedarf) 

Bisher nehmen 8 von 21 Grundschulen in der Stadt Göttingen am Regionalen Integ- 
rationskonzept Göttingen teil, im Landkreis sind es 6 von 42 (s. anliegende Über- 
sicht). Ein flächendeckendes Konzept ist anzustreben (siehe dazu auch die Presse- 
mitteilung des Kultusministeriums vom 7.7.2006 in der Anlage). 
Bei der Umsetzung sollte eine Pool-Lösung als Möglichkeit berücksichtigt werden, d. 
h. alle Gr~indschulen in der Region Göttingen beantragen eine Grundversorgung 
und erhalten vom Kultusministerium die ihnen zustehenden Förderlehrerstunden, 
Diese errechnen sich aus der Anzahl der Klassen einer Schule X 2 Wochenstunden. 
(Die Lehrerversorgung für Grundschulen mit sonderpädagogischer Grundversor- 
gung geht nicht zu Lasten der Lehrerversorquncl an Förderschulen. Die dafür benö- 
tigten Stuiiden werden aus dem Gesamttopf des Landes bedient.) 



Die Grundschulen, die nicht mit ihrer Grundversorgung arbeiten möchten, geben ih- 
re Stunden in den Stundenpool für die anderen Schulen ab, aus dem die integrativ 
arbeitenden Schulen besser versorgt werden. Kinder mit festgestelltem Förderbedarf 
,Lernen1 aus den anderen Schulen werden in den integrativ arbeitenden ,,RIK- 
Grundschulen" gefördert und müssen nicht an eine Förderschule überwiesen wer- 
den. Dieses Konzept wird z.B. in Hessisch-Oldendorf erfolgreich praktiziert. 

Integrationsklassen 
- in den Grundschulen fijr die lntegration von Schüleriiiiien und Schülern mit dem ,För- 

derschwerpunkt geistige Entwickli.ing' 
- in der Sekundarstufe I -für die lntegration von Schijlerinnen und Schillern mit dem 

,Förderschwerpun kt geistige Entwicklung' und dem Förderschwerpun kt ,Lernen1 

Der Bedarf an Integrationsplätzen in lntegrationsklassen der Sekundarstufe wird 
ansteigen, denn durch die Einfül-irung des RlKs im Schuljahr 200112002 werden seit 
dem Schuljahr 200512006 auch von den Erziehungsberechtigten Anträge auf Integ- 
ration in der Sek I gestellt, deren Kind mit dem Förderbedarf ,LernenJ eine Grund- 
schule mit Grundversorgung besucht hat. (Für diese Kinder mit derri Förderbedarf 
,LernenJ ist eine lntegration in der Sek I schulrechtlich nur in lntegrationsklassen o- 
der ausgelagerten Kooperationsklassen möglich) 

In den weiterführenden Schulen gibt es bisher noch erhebliche Defizite zur Integrati- 
on, insbesoiidere in den Gymnasien und Realschulen. Mit der lntegration von be- 
hinderten Kindern in Iiitegrationsklassen dieser Schulen gibt es positive Erfahrungen 
(z. B. Gymnasium in Bad Segeberg u.a.; ab 06107 wird es eine lntegrationsklasse im 
Werner-von-Siemens-Gymnasium in Goslar geben) 

r In den Göttinger Gesamtsch~ilen sollte die lntegrationsarbeit dadurch optimiert wer- 
den, dass in jedem Jahrgang von 5-1 0 eine lntegrationsklasse geführt wird. 

Hemmnisse für mehr Integration, z. B. fehlende räumliche, sächliche und personelle 
Beschränkungen sind abzubauen. Einmal ganz abgesehen vom grundsätzlichen An- 
spruch auf Würde und prinzipielle Gleichbehandlung ist es volkswirtschaftlich gesehen 
effizienter, in eine frühzei,tige lntegration zu investieren als erhebliche Folgekosten in 
Kauf zu nehmen, die mit mangelnder lntegration zwangsläufig verbunden sind. Der Ein- 
satz öffentlicher Mittel für Bau- und andere schulische Iiivestitionen sollte daher zu- 
kunftsorientiert der integrativen Zielsetzung entsprechend erfolgen. 
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Kultusminister genehmigt 16 Regionale Konzepte sonderpädagogischer Förderung 

Busemann: „Jedes Kind nach seinen Bedürfnissen vor Ort fördern" 

Zum Beginn des Schuljahrs 200612007 hat der Niedersächsische Kultusminister Bernd Busemann 16 neue oder erweiterte Regionale Konzepte 
sonderpädagogischer Förderung genehmigt. "Die Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen oder Benachteiligungen ist eines der wichtigen 
schulpolitischen Ziele, die mir besonders am Herzen liegen. Jedes Kind soll entsprechend seiner individuellen Bedürfnisse gefördert werden. Deshalb brauchen 
wir ein vielfältiges Förderangebot, das sich an den Kindern und nicht an Einrichtungen orientiert", sagte Busemann heute in Hannover. 

Regionale Konzepte werden vor Ort auf freiwilliger Basis erarbeitet. Dabei arbeiten die allgemein bildenden Schulen eng mit einer Föderschule in der jeweiligen 
Region zusammen, so dass Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf zusammen mit anderen Schülerinnen und Schülern innerhalb der 
ortsüblichen Schulen und Klassen unterrichtet und erzogen werden und die unterschiedlichen Förderangebote für alle Kinder und Jugendlichen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf oder Behinderungen in einer Region gewährleistet werden können. Im Vordergrund steht dabei die Einrichtung einer 
sonderpädagogischen Grundversorgung an den Grundschulen. Förderschullehrkräfie unterstützen die Lehrerinnen und Lehrer der Grundschule, um 
Schülerinnen und Schülern mit einem Förderbedarf in den Bereichen Lernen, Sprache und Sprechen sowie Emotionale und Soziale Entwicklung den Besuch der 
Grundschule zu ermöglichen. Weitere Förderschullehrkräfie werden als so genannte Mobile Dienste tätig: Sie sollen in allen Schulformen Lehrkräfie beraten und 
unterstützen, die mit Erziehungsproblemen und abweichendem Verhalten von Schülerinnen und Schülern zu tun haben. Der Genehmigungsantrag kann durch 
den Schulträger gestellt werden, wenn alle beteiligten Schulen ihre Mitarbeit erklärt haben. 

"An den jetzt neu genehmigten 16 Konzepten sind 16 Schulträger, 26 Förderschulen und 85 weitere Grundschulen beteiligt. Dahinter steht viel Einsatzbereitschaft 
bei den Schulträgern, den Schulen , der Landesschulbehörde und den Eltern", machte Busemann deutlich Insgesamt gebe es im Land nun 50 Regionale 
Konzepte, an denen über 400 Grundschulen beteiligt seien. "Nicht nur die Unterrichtsversorgung in den Förderschulen, sondern auch die Situation der 
Schülerinnen und Schüler im Bereich der sonderpädagogischen Förderung insgesamt ist in den letzten Jahren kontinuierlich verbessert worden", so Busemann 
abschließend. 

Ojahre 
niedersachsen 

07.07.2006 

Georg Weßling 

.r Nds. Kultusministerium 

Ales Gute: Niedersachsen 



Entwicklung des Regionalen Integrationskonzeptes Göttingen (RIK) 

Grundschulen mit sonderpädagogischer Grundversorgung 
Hilfen für Kinder mit den Förderschwerpunkten Lernen, Sprache, emotionale U. soziale Entwicklung 1 

I Ab Schuljahr 01/02 

Schuljahr 

Hainbundschule I GS Friedland 
Friedland 

I I Bonifatiusschule 1 1 GS Groß Lengden Gleichen 

Stadt Göttingen 

Ab Schuljahr 02/03 

Landkreis Göttingen Gemeinde 

Ab Schuljahr 03/04 

Albanischule 

Egelsbergschule 

Leinebergschule 

Adolf-Reichwein-Schule 

Hennebergschule 

GS Groß Schneen Friedland 

Plesseschule Bovenden-Reyersh. 

1 I GS Herberhausen I 

Heinrich-Gruppe-Schule Rosdorf 

I GS Ade'ebsen 
Adelebsen 

Ab Schuljahr 04/05 

Im Januar 2005 durch 
die Landesschulbe- 
hörde - Außenstelle 
Göttingen gestrichen. 

Gö-BUS Göttinger Beratungs- und Unterstützungssystem für Lehrkräfte 

- Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung - 

Ab Schuljahr 05/06 Keine Weiterentwicklung 

Ab Schuljahr 06/07 Keine Weiterentwicklung 

Ab Schuljahr 07/08 

bisher keine Teilnahme Samtgemeinde Dransfeld (2 Grundschulen) 

Duderstadt (1 0 Grundschulen) 

Samtgemeinde Gieboldehausen (7 Grundschulen) 

Hann.-Münden (8 Grundschulen) 

Radolfshausen (4 Grundschulen) 

Stauffenberg (2 Grundschulen) 

Regionale lntegrationskonzepte werden vom Schulträger bei der Landesschulbehörde beantragt 


